
Alexander Brunner

Der Autor zeigt auf, welche besonderen Aufgaben
einer Revisionsstelle bei Gefahr von Vermögensver-
lust des Unternehmens nach revidiertem Aktienrecht
undgemäss Vollstreckungsrecht zukommen. Ererör-
tert neben den rechtlichen Pflichten bei Uberschul-
düng und der Revisionshaftung vor allem auch allge-
meine und besondere Handlungsalternaüven der
Revisionsstelle bei der Uberschuldung einer Aktien-
gesellschaft, die letztlich im Interesse der Gesamtwirt-
schaft liegen.

Veränderungen in den Angebots-
markten, Z.B. Preiserhöhungen, An-

derungen der Lieferkonditionen,
Qualitätsverluste;
finanzielle Schwierigkeiten von Ab-
nehmern;

staatliche Massnahmen wie Erhö-
hung fiskalischer Belastungen [2].

Der vorliegende Beitrag [l] befasst sich
mit der Rechtstellung der Revisions-
stelle bei Insolvenz oder Uberschul-
düng der Aktiengesellschaft. Unter-
nehmenskrisen werden entweder

durch interne und/oder externe, das

heisst durch strukturelle oder konjunk-
turelle Schwierigkeiten ausgelöst. Sie
können eine finanzielle Notlage des
Unternehmes bewirken.

Interne Ursachen sind:

- falsche Unternehmungsgrösse (Uber-
oder Unterkapazität);

- unrationelle Betriebsorganisation;
- unzulängliches Rechnungswesen, ins-

besondere fehlende oderunzuveriäs-

sige Kostenrechnung;
- fehlende oder unzuverlässige Liqui-

ditätsplanung;
- mangelhafter Kapitalaufbau;
- ungünstige Kostenhöhe/-struktur;

Externe Ursachen sind:

Veränderungen in den Nachfra-

gemärkten, Z.B. durch Kaufkraftver-

schiebungen, Modeströmungen, Er-

scheinen von Substitutionsgütern;
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Die finanzielle Notlage des Unter-
nehmens äussert sich in einer «Illiqui-
dität», einer ungenügenden «Rentabi-

lität», einer «Unterbilanz» oder/und
einer «Uberschuldung». Diese Begriffe
stammen aus der Betriebswirtschafts-
lehre. Insbesondere die «Uberschul-

düng» findet sich aber auch in aktien-
rechtlichen Bestimmungen (Art. 716a
Abs. l Ziff. 7, Art. 725 Abs. 2, 729b
Abs. 2 OR). Vorliegend von Bedeu-
tung sind jedoch lediglich die «Unter-
bilanz» und die «Uberschuldung».

Vom betriebswirtschaftlichen Stand-
punkt aus [3] bedeutet eine Unterbi-
tanz, dass das Vermögen des Unter-

nehmens infolge des Verlustes die Pas-
siven (Aktien- und Fremdkapital) nicht
mehr voll deckt; eine Überschuldung,
dass das Fremdkapital nicht mehr voll
durch das Unternehmungsvermögen
gedeckt ist.

Das Aktienrecht hingegen versteht
[4] unter einer Unterbilanz, dass in der
letzten Jahresbilanz die Hälfte des
Aktienkapitals und die Hälfte der all-
gemeinen gesetzlichen Reserve nicht
mehr durch die Aktiven gedeckt sind
(Art. 725 Abs. l OR), d.h. wenn der
ausgewiesene Bilanzgewinn, die freien
Reserven, allfällige Sonderreserven für
Aufwertung und eigene Aktien ganz,
und die verbleibenden Eigenkapital-
posten (Aktienkapital und allfälliges
Partizipationskapital, Art. 725 Abs. l
OR in Verbindung mit Art. 656a Abs. 2
OR) und die allgemeine gesetzliche
Reserve zur Hälfte nicht mehr durch
ordnungsmässig bewertete Aktiven
gedeckt sind; dagegen bedeutet Uber-
schuldung, dass gemäss einer Zwi-

schenbilanz die Aktiven sowohl zu
ihren Fortführungs- als auch Veräusse-

rungswerten die Forderungen sämtli-

eher Gesellschaftsgläubiger nicht mehr
decken (Art. 725 Abs. 2 OR).
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Während also betriebswirtschaftlich
eine Unterbilanz bereits zu dem Zeit-
punkt eintritt, da das gesamte Umlauf-
und Anlagevermögen die gesamten
Passiven (d. h. Fremd- und Eigenkapi-
talposten) nicht mehr voll decken, tritt
die Unterbilanz im aktienrechtlichen
Sinn erst später ein, nämlich wenn
sowohl die Hälfte des Aktienkapitals
(inkl. allfälliges Partizipationskapital)
als auch die Hälfte der allgemeinen
gesetzlichen Reserve nicht mehr durch
Unternehmensaktiven gedeckt sind.

Die begrifQichen Umschreibungen
der Überschuldung stimmen hingegen
überein, wobei jedoch im revidierten
Aktienrecht das zusätzliche Erforder-
nis besteht, dass die Aktiven weder zu
ihren Fortführungs- noch zu ihren
Liquidationswerten zur Deckung des
gesamten Fremdkapitals ausreichen.

Die Beachtung dieser Unterschei-
düngen ist deshalb von Bedeutung,
weil die rechtlichen Folgen einer Unter-
bilanz bzw. Uberschuldung an die ak-
tienrechtlichen Begriffe anknüpfen. Es
geht hier vor allem um die Einberufung
einer Generalversammlung mit Antrag
auf Sanierungsmassnahmen sowie die
Hinterlegung der Zwischenbilanz und
-erfolgsrechnung durch den Verwal-

tungsrat nach Art. 725 OR.

B. Gesetzliche Aufgaben der
Revisionsstelle bei Uberschul-
düng der Aktiengesellschaft

I. Prüfung der Zwischenbilanz
(Art. 725 Abs. 2 OR)

Im Rahmen seiner Finanzverantwor-

tung (Art. 716a Abs. l Ziff. 3 OR)
obliegt es grundsätzlich dem Verwal-
tungsrat, die wirtschaftliche, insbeson-
dere die finanzielle Entwicklung und
Lage der Aktiengesellschaft stetig zu
verfolgen. Wenn sich aufgrund der
nunmehr zu erstellenden und zeitge-

recht nachzuführenden [5] Geldfluss-
rechnungen und Liquiditätsnachwei-
se [6] dauernd grössere Verluste sowie
Anzeichen für einen erhöhten Rück-
stellungsbedarf einstellen und zu be-
gründete!- Besorgnis einer Uberschul-

düng (im aktienrechtlichen Sinn)

Anlass geben, so hat der Verwaltungs-

rat die Pflicht zur Erstellung einer Zwi-
schenerfolgsrechnung und einer darauf
basierenden Zwischenbilanz, zunächst
zu Fortführungswerten. Nur wenn sich

aus diesem Zwischenabschluss ergibt,
dass die Forderungen der Gesell-
schaftsgläubiger nicht mehr gedeckt
sind, muss der Verwaltungsrat einen
Zwischenabschhiss auch zu Veräusse-

rungswerten aufstellen: «Alle Aktiven
sind zu dem Wert einzusetzen, den sie

nach Abzug der zufolge der Verwer-
tung anfallenden Steuern, Kosten und
Folgeaufwendungen auf dem Markt
unter den herrschenden Verhältnissen
erbringen würden» [7].

Es sind die von der Revisionsstelle
nach den Grundsätzen der ordnungs-

massigen Rechnungslegung (Art. 662a
Abs. 2 OR) geprüften Zahlen des Zwi-
schenabschlusses, welche über das Vor-

liegen einer Überschuldung im Sinne
von Art. 725 Abs.2 OR und die Pflicht
zur Anzeige an den Richter entschei-
den. Es sind dem Richter daher nur die
geprüften Zahlen vorzulegen. Falls
eine Bilanz eingereicht wird, die nicht
revidiert worden ist, kann kein mate-

rieller Entscheid ergehen. Das bedeu-
tet, der Konkurs wird nicht eröffnet
und es wird auch kein Konkursauf-
schub gewährt. Vielmehr erfolgt
gemäss Zürcher Praxis eine Fristanset-
zung mit der Auflage, die Konkursak-
ten zu vervollständigen und insbeson-
dere den Revisionsbericht einzurei-
chen. Werden diese Unterlagen nicht
ergänzt, wird auf die Anzeige der
Uberschuldung nicht eingetreten und
der Nichteintretensentscheid im Hin-
blick auf den Gläubigerschutz publi-
ziert. Von diesem Zeitpunkt an sind die
Gläubiger darüber informiert, dass die
Vermögenslage und die innere Organi-
sation des Unternehmens nicht mehr
einwandfrei ist.

II. Anzeigepflicht bei
offensichtlicher Uberschuldung
(Art. 729b Abs. 2 OR)

Liegt eine Uberschuldung sowohl zu
Fortführungs- als auch Veräusserungs-

werten vor, fehlt es an rechtlich hinrei-

chend qualifizierten und wirtschaftlich
werthaltigen Rangrücktritten von
Gläubigern im Ausmass dieser Uber-

schuldung, so ist der Verwaltungsrat
zur Benachrichtigung des Richters und
zur Hinterlegung des Zwischenab-
Schlusses verpflichtet (Art. 725 Abs. 2
OR).

Bei offensichtlicher Uberschuldung,
d.h. wenn sie sich «... auch bei optimi-

stischer Beurteilung nicht leugnen
lässt» [8] sowie bei Säumnis des Ver-
waltungsrates hat die Revisionsstelle
dem Verwaltungsrat • zunächst eme

Frist für die Anzeige der Uberschul-
düng anzusetzen und bei weiterer
Säumnis den Zwischenabschluss im
Sinne einer Ersatzvornahme selber zu
hinterlegen (Art. 729b Abs. 2 OR). In
emer solchen Situation ist die Revi-
sionsstelle direkt in ihre Verantwort-
lichkeit einbezogen [9].

Für den Konzernprüfer entfällt hin-
gegen die vorgenannte Anzeige-
pflicht [10].

ffl. Pflicht zur Einreichung von
Unterlagen an das Gericht?

Kommt der Verwaltungsrat seiner
Benachrichtigungspflicht nicht nach
und tritt die Ersatzvornahme durch die
Revisionsstelle ein, oder kommt der
Verwaltungsrat seiner Pflicht zwar
nach, unteriässt jedoch trotz gerichtli-
eher Ansetzung einer Nachfrist die
Einreichung der für den Richter not-
wendigen Entscheidungsgrundlagen
hinsichtlich der finanziellen Situation
der Aktiengesellschaft, so stellt sich die
Frage, ob die Revisionsstelle zur Ein-
reichung der entsprechenden Unterla-
gen verpflichtet werden kann. Die Ant-
wort ist im Gesetz nicht ausdrücklich
geregelt, ergibt sich aber aus Sinn und
Zweck der Hinterlegung des Zwi-
schenabschlusses beim Gericht.

Bei Vorliegen einer Unterbilanz (im
aktienrechtlichen Sinn) ist der Gang
zum Richter noch nicht vorgeschrie-
ben, sondern hat der Verwaltungsrat
im Sinne einer Alarmierung der
Aktionäre lediglich - aber immerhin
Sanierungsmassnahmen zu beantragen

(Art. 725 Abs. l OR). Ist der Vermö-
gensverfall der Gesellschaft jedoch
bereits so weit fortgeschritten, dass
auch die Forderungen der Gesell-
schaftsgläubiger nicht mehr durch das
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Gesellschaftsvermögen gedeckt sind,
so hat der Richter auf Benachrichti-
gung hin in der Regel die Konkurs-
eröffnung anzuordnen (Art. 725 Abs. 2,
Art. 725a Abs. l OR). Damit soll
verhindert werden, dass zum Schaden
der Gesellschaftsgläubiger und letzt-
lich der Allgemeinheit überschuldete
juristische Personen im Verkehr blei-
ben [11].

Da der Entscheid über die Konkurs-
eröffnung bzw. die Sanierungsaussich-

ten einzig dem Richter zusteht [12] und
da der Revisionsstelle eine subsidiäre
Anzeigepflicht zukommt, muss die
Revisionsstelle auch zur Einreichung
von Entscheidgrundlagen verpflichtet
werden können. In der Praxis kommt

es indessen immer wieder vor, dass

die Revisionsstelle den Verwaltungsrat
mit Bezug auf die entscheidenden
Unterlagen vergeblich gemahnt hat.
Zudem ist es der Revisionsstelle nicht
zuzumuten, unentgeltlich eine Zwi-

schenbilanz zu revidieren. Sind diese
beiden Tatbestände gegeben, so hat die
Revisionsstelle mehrere Handlungs-
alternativen, auf die zurückzukommen

ist [13].

TV. Leistung des Kostenvor"

Schusses für die Konkurseröffnung
bzw. deren Aufschub?

Für die im Verlaufe des Verfahrens
anfallenden Kosten kann der Konkurs-
richter anlässlich der Uberschuldungs-
anzeige angemessene Kostenvorschüs-

se verlangen (Art. 725a OR in Verbin-
düng mit Art. 194 l. Satz und Art. 169
SchKG). Teilweise umstritten ist die
Frage, ob der Konkurs auch zu eröffnen
ist, wenn der auferlegte Vorschuss nicht
erbracht oder die Konkurskosten nicht
anderweitig sichergestellt werden [14].

Es kann nicht Sinn des materiellen
Rechtes sein, das von Amtes wegen

gebotene Handeln des Richters nach
der Uberschuldungsanzeige mangels
Vorschussleistung zu vereiteln. Der

Sinn der Anzeigepflicht liegt darin,
bestehende und künftige Gläubiger so-
wie die Allgemeinheit zu schützen, weil
ihnen ja nur das Gesellschaftsver-
mögen haftet [15]. Es widerspräche
daher dem materiellen Recht, die
Konkurseröffnung von der Leistung

eines Kostenvorschusses abhängig zu
machen.

Gleich muss es sich auch verhalten,
wenn trotz Antrages des Verwaltungs-

rates oder eines Gläubigers auf Auf-
schub der Konkurseröffnung (Art.
725a Abs. l OR) die Leistung des
Kostenvorschusses unterbleibt. Mass-

gebend für die Befugnis - nicht die
Pflicht - des Richters, den Konkurs
einstweilen nicht zu eröffnen, ist einzig
die begründete Aussicht auf dauerhaf-
te Sanierung der überschuldeten Ak-
tiengesellschaft, nicht das Fehlen eines
Kostenvorschusses. Die gesetzlichen

Pflichten der Revisionsstelle bestehen
ohnehin nicht in der Leistung von
Geldzahlungen, sondern in Kontroll-
aufgaben. Die Leistung von Zahlungen
gehört zu den Exekutivaufgaben des
Verwaltungsrates bzw. der Geschäfts-

führung. Das in Revision befindliche
Schuldbetreibungs- und Konkursge-
setz (SchKG) wird denn auch von einer
Vorschusspflicht absehen. Der Gläubi-
gerschutz wird höher gewertet als die
finanzielle Sicherung des Verfahrens.

C. Die Revisionshaftung
(Art. 755 OR)

a) Im Rahmen ihrer gesetzlichen Auf-
gaben haftet die Revisionsstelle als
Gesellschaftsorgan für die Verletzung
ihrer Pflichten grundsätzlich nach der
aktienrechtüchen Verantwortlichkeit
(Art. 755 OR). Die Aktienrechtsre-
form hat den sachlichen Haftungsbe-
reich der Revisionsstelle einerseits
insofern ausgeweitet, als die Revisoren
auch für Tätigkeiten, welche nicht die
eigentliche Abschlussprüfung betref-
fen, der aktienrechtlichen Verantwort-
lichkeit unterworfen werden: der
Organhaftung unterstellt wird auch der
Konzern-, der Gründungs-, der Kapi-

talerhöhungs- sowie der Kapitalherab-
setzungsprüfer; sie alle werden zumin-

dest zum Zweck der Verantwortlichkeit
zu Gesellschaftsorganen gemacht [16].

Nach Art. 755 OR haftet daher die
Revisionsstelle für jeden in Verletzung
von Revisionsgrundsätzen schuldhaft,
d.h. fahrlässig oder vorsätzlich verur-

sachten Schaden. Angesichts der heik-
len neuen Bereiche der Prüfungstätig-
keit ist damit auch der Risikograd der

Prüfung erweitert worden, was erhöh-

te Anforderungen an die fachliche
Qualifikation der Revisoren stellt.

Anderseits ist die bisher absolut gel-
tende, vor allem die Revisoren als Mit-
beklagte belastende Solidarhaftung
eingeschränkt worden. Im Ergebnis
haftet der Revisor dem Kläger (Gesell-
schaft, Aktionäre, im Konkurs der
Gesellschaft auch die Gesellschafts-
gläubiger, Art. 755 ff. OR) zwar solida-
risch für einen Schaden, den in erster
Linie die Exekutivorgane verursacht
haben; dies jedoch nur insoweit, als ihm
dieser Schaden aufgrund seines eige-
nen Verschuldens bzw. durch eine fahr-

lässige Verletzung der eigenen Sorg-
faltspflichten bei der Durchführung
der Revision und aufgrund der
Umstände persönlich zurechenbar ist
(Art. 759 Abs. l OR; differenzierte Soli-
darität) [17].

Der Entlastungsbeschluss der Gene-
ralversammlung wh-kt innerhalb der
Klagefrist von sechs Monaten (Art. 758
Abs. 2 OR) nur beschränkt haftungs-
befreiend (Art. 758 Abs. l OR). Hin-
sichtlich der anzuwendenden Sorgfalt
in ihrer Leistung haften die Reviso-
ren der Gesellschaft aus Auftrags-
recht [18].

b) Wenn die Befugnisse und Pflichten
der Revisionsstelle so erweitert wor-

den sind, dass ihr die Gesellschafts-
Statuten oder em Generalversamm-

lungsbeschluss über die gesetzlichen
Funktionen hinausreichende Aufgaben
zugewiesen haben (Art. 627 Ziff. 13,
Art. 731 Abs. l OR), dann findet eben-
falls die aktienrechtliche Verantwort-
lichkeit (Art.755 OR) Anwendung, da
die Revisionsstelle auch hier im Rah-
men ihrer spezifischen Organfunktion
handelt [19].

Im Rahmen weiterer Aufgaben, die
ausserhalb der gesetzlich, statutarisch
oder durch Generalversammlungsbe-

schluss zugewiesenen liegen, beurtei-

len sich Pflichtverletzungen nach dem
Recht des einschlägigen Vertrages, ins-
besondere nach Auftragsrecht [20].

c) Da die Bestimmungen über die
Pflichten der Revisionsstelle auch zum
Schütze Dritter erlassen worden sind,
stellen ihre Pflichtverletzungen auch
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eine widen-echtliche Handlung im
Sinne von Art. 4l Abs. l OR dar, wes-

halb die Bestimmungen des ausserver-
fraglichen Haftpflichtrechts - Art. 4l ff
OR - ebenfalls zur Anwendung gelan-
gen können [21].

D. Handlungsaltemativen
der RevisionssteUe

I. Allgemeine Grundsätze

l. Überblick und Wesen der
Handlungsalternativen

Die Prüfung der Gesetzes- und Statu-
tenkonformität der Buchführung, der
Jahresrechnung einschliesslich ihres
Anhanges sowie des Antrages des Ver-
waltungsrates über die Verwendung
des Bilanzgewinnes sowie die entspre-
chende Berichterstattung zubanden
der Generalversammlung bleiben die
gesetzlichen Hauptaufgaben der Revi-
sionsstelle. Sie prüft von Gesetzes
wegen nicht die Opportunität der
Bilanzierung, nicht die Qualität der
Finanzierung; sie berichtet und erteilt
Auskunft grundsätzlich (Ausnahme:
Art. 729b Abs. l OR) nicht über die
Geschäftsführung und spezifische Ge-
sellschaftsangelegenheiten. Ihr Prü-
fungs- und Berichtgegenstand ist daher
gesetzlich im Sinne von Mindestaufga-
ben eingeschränkt. Das schliesst indes-
sen nicht aus, dass sich die Revisions-

stelle auch ausserhalb dieses eng
umschriebenen Rahmens für die
Belange und Interessen der Aktienge-
sellschaft einsetzen kann.

So können ihr zunächst in den Statu-
ten oder durch einen Generalversamm-

lungsbeschluss weitere Aufgaben im
Bereich ihrer Organfunktion zugewie-
sen werden; darüber hinaus besteht die
Möglichkeit, ihr im Rahmen eines Auf-
tragsverhältnisses zusätzliche Funktio-
nen zu übertragen. Aufgrund ihres
gesetzlichen Hauptauftrages befasst
sich die Revisionsstelle vorab mit der
finanzwirksamen Seite der aktienge-
sellschaftlichen Tätigkeiten. Unter
Nutzung ihrer Erfahrung und ihrer
Kenntnis der finanziellen Zusammen-

hänge und Auswirkungen werden sich
daher zusätzliche Aufgaben zweckmäs-
sigerweise auch auf den finanzbezoge-

nen Gesellschaftsbereich beziehen. Da
jedoch die eigentliche Finanzverant-
Wartung von Gesetzes wegen dem Ver-

waltungsrat zukommt (Art. 716a Abs. l
Ziff. 3) und sich die Generalversamm-
hing letztlich auch über Empfehlungen
zur Annahme oder Rückweisung von
Jahresrechnung und Gewinnverwen-

dungsantrag hinwegsetzen kann [22],
werden die Ergebnisse der zusätzlichen
Revisorentätigkeiten im wesentlichen
nur in - unverbindlichen - Vorschlägen
und Empfehlungen finanzspezifischer
Art resultieren können.

Sodann bestehen innerhalb der akti-
enrechtlichen Regelungen weitere
Berechtigungen der Revisionsstelle,
welche ihr insbesondere im Falle von
Liquiditätsschwierigkeiten der Gesell-
schaft Handlungsmöglichkeiten ein-
räumen.

2. Formelle Voraussetzungen

für zusätzliche Revisionsstellen-
aufgaben

2.1 Aufnahme in die Statuten oder
Generalversammlungsbeschluss

Eine längerfristige Zuweisung von
über den gesetzlichen Rahmen hinaus-
gehenden, zusätzlichen Aufgaben an
die Revisionsstelle bedarf zu ihrer
Gültigkeit der Aufnahme in die Gesell-
schaftsstatuten (bedingt notwendiger
Statuteninhalt, Art. 627 Ziff. 13 in Ver-
bindung mit Art. 731 Abs. l, l. Satz
OR). Auch die Aktionäre können der
Revisionsstelle zusätzliche Aufgaben
übertragen (Art. 731 Abs. l, l. Satz
OR). Die Revisionsstelle handelt auch
in diesem erweiterten Aufgabenbe-
reich in ihrer spezifischen Organfank-
üon.

2.2 EiiiT.elauftrag
des Verwaltungsrates

Ebenso kann der Verwaltungsrat der
Revisionsstelle zusätzliche Aufgaben
übertragen (Art. 716a Abs. l Ziff. l und
3, Abs. 2 OR). Es handelt sich diesfalls
um Einzelaufträge im Sinne von Art.
394 ff. OR, bei der die Revisionsstelle
nicht als Organ, sondern als Beauftrag-
te für getreue und sorgfältige Aus-
führung des ihr übertragenen Geschäf-
tes tätig wird (Art. 398 OR).

3. Materielle Voraussetzungen

für zusätzliche Revisionsstellen-

aufgaben

3.1 Keine Aufgaben des
Verwaltungsmtes

Die Statuten und die Generalver-
Sammlung dürfen der Revisionsstelle
keine Aufgaben des Verwaltungsrates
zuteilen (Art. 731 Abs. l, 2. Satz OR).
Hat die Gesellschaft beispielsweise
Namenaktien ausgegeben, so ist der
Verwaltungsrat zuständig für die
Führung des Aktienbuches im Sinne
von Art. 686 OR. Diese Aufgabe ist
zwar delegierbar, unzulässig wäre
jedoch eine Statutenbestimmung oder
ein Verwaltungsratsbeschluss, der sie
der Revisionsstelle zuweist, weil
dadurch deren Unabhängigkeit vom
Verwaltungsrat beeinträchtigt werden
könnte [23]. Die Einräumung von
Pflichten- oder Befugnissen zur Prii-
fung der Geschäftsführung oder ein
«legal compliance audit» (allgemeine
Prüfung des Verhaltens der Gesell-
schaftsorgane auf Gesetzeseinhaltung)
sind ebenfalls problematisch, «... denn

jede Einschaltung des Prüfungsorgans
m die Hauptaufgaben des Verwal-
tungsrates gemäss Art. 716a OR ver-
stösst gegen das Gesetz ...» [24].

Zulässig sind jedoch die Erstattung
von Spezialberichten an den Verwal-
tungsrat oder eine Unternehmensbe-

wertung[25].

3.2 Wahrung der Unabhängigkeit

Die Revisoren müssen vom Verwal-

tungsrat und von einem Hauptaktionär
unabhängig sein, sie dürfen weder
Arbeitnehmer der zu prüfenden Ge-
sellschaft sein noch mit ihrem Prii-
fungsauftrag unvereinbare zusätzliche
Aufgaben übernehmen (Art. 727c
Abs. l, Art. 731 Abs. l OR). Die Revi-
sionsstelle darf daher nicht selbst in die
laufende Besorgung von administra-
tiven Angelegenheiten der Aktienge-
sellschaft einbezogen werden, denn
solche Aufgaben sind unvereinbar mit
ihrem Auftrag zu einer unabhängigen
und damit unbefangenen Prüfung [26].
Problematisch und allenfalls nur in
engen Grenzen zulässig und sinnvoll
wäre die Ernennung der Revisionsstel-
le als Sachverständige im Sinne von
Art. 731 Abs. 2 OR [27]. Völlig unziiläs-
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sig im eigentlichen Sinn ist hingegen die
Verbindung der Führung der Buchhal-
tung mit der Revision [28].

Nicht unter die Unvereinbarkeit fällt
hingegen die Beratung in steuerlichen
Angelegenheiten, obwohl es eher pro-
blematisch ist, wenn der Prüfer auch
selber berät [29]. Unzulässig sind
sodann auch Aufträge an die Revisoren
oder ihnen nahestehende Personen,

welche sie bei der Prüfung in Interes-
senkonflikte bringen können [30]. Hat
der Revisor früher mit seinen heutigen
Pflichten unvereinbare Aufträge über-
nommen, so muss er nun insoweit bei

der Revision in den Ausstand treten,
als der Interessengegensatz noch aktu-

eil ist [31].

H. Die Handlungsalternativen
im einzelnen

l. Ausgestaltung der Buchführung

Da der Verwaltungsrat im Rahmen sei-
ner Pinanzverantwortung auch für die
Ausgestaltung des Rechnungswesens
zu sorgen hat (Art. 716a Abs. l Ziff. 3
OR), kann er die Revisionsstelle mit
der Beratung hinsichtlich der rein tech-
nischen Seite des Aufbaus, der Gliede-
rung und des Detaillierungsgrades der
Buchführung, der Erfassung von liqui-
ditätswirksamen Bewegungen, der Jah-
resrechnung sowie der Bewertungsvor-

Schriften beauftragen.

2. Zeitpunkt- und zeitraum-

bezogene Finanzkonfrolle

Wird die Buchführung durch die Akti-
engesellschaft intern vorgenommen
und die Jahresrechnung bzw. der
Anhang durch sie erstellt, dann setzt
die gesetzlich vorgeschriebene Prüfung
der Revisionsstelle in der Regel erst
am Ende eines Geschäftsjahres ein.
Es ist also eine rückblickende Be-
trachtung. Zur Vornähme von Kon-

trollen während des Jahres ist sie näm-
lich nicht von Gesetzes wegen ver-

pflichtet [32].

Die Aufrechterhaltung einer optima-
len Finanzstruktur ist jedoch nur mög-
lich, wenn Ein- und Auszahlungen lau-

fend überwacht und die Soll-Zahlen
der Finanzpläne mit den tatsächlichen
Ergebnissen verglichen werden, wie
sie aus der Finanzbuchhaltung her-
vorgehen. Das erfordert einerseits

periodische zeitpun/rtbezogene (stati-
sehe) Kontrollen in Form von Liqui-
ditätskennzahlen, Kennwhlen über
Vermögens- und Kapitalstruktur so-

wie Deckungsverhältnisse, anderseits
zeitraumbezogene (dynamische) Kon-
trollen wie Liquiditätsausweise, Be-
wegungsbilanzen und Kapitalflussrech-
nungen sowie die verschiedenen For-

men der Finamplanung, insbesondere
Cash-Flow '-Rechnungen [33]. Die Prü-
fangen der Revisionsstelle müssen
daher nicht in der Retrospektive ver-
harren, sondern können in einer beglei-

tenden und vorausschauenden Finanz-

kontrolle die Ursachen von Abwei-
chungen zwischen Ist- und Soll-Werten

ermitteln, um daraus Massnahmen zur

Erreichung der - vom Verwaltungsrat
als geschäftsführendem Organ (vgl.
Art. 716 - 716b OR) gesetzte - Renta-
bilitäts- und Liquiditätsziele abzulei-
ten. Die Tätigkeit der Revisionsstelle
nähert sich diesbezüglich derjenigen
einer Unternehmensberatung, be-

schränkt auf den Bereich der finanz-
wirksamen Seite der aktiengesell-
schaftlichen Tätigkeiten.

3. Finanzplanung

Die wirtschaftlichen Tätigkeiten einer
Gesellschaft beruhen in der Regel auf
einer vorausschauenden Beurteilung
der Möglichkeiten und Chancen in
einem bestimmten Nachfrage- und An-

bietermarkt mit einer bestimmten
Leistung und innerhalb eines festge-
setzten zeitlichen Rahmens (Planung).
Die Planung umfasst auch den Ent-
scheid über die dabei emzusetzenden
Mittel, sodass vorab in einem Finanz-

plan die konkreten unternehmerischen
Zielsetzungen ihren zahlenmässigen
Niederschlag finden. Der Verwaltungs-
rat ist daher im Rahmen seiner Finanz-
Verantwortung (Art. 716a Abs. l Ziff. 3
OR) auch zu einer vorausschauen-

den Abschätzung der auf das Unter-
nehmen zukommenden Mittelschöp-
fungen und Mittelverwendungen und
damit insbesondere zur Ausgestaltung
der Liquiditätsplanung verpflichtet
[34]. Die Finanzplanung umfasst daher
insbesondere die Erfolgsplanung, die

Investitionsplannng, die Bedarfspla-
nung, die Beschaffimgsplanung sowie
die Anlageplanung [35] und geht weiter
als die blosse Budgetierung [36].

Ob der Revisionsstelle ähnlich wie
im Bereich der Finanzkontrolle auch
in der Finanzplanung zusätzliche Auf-
gaben zugewiesen werden können, ist
fraglich. Die Finanzverantwortung ge-
hört zur Kernverantwortung des Ver-

waltungsrates überhaupt, selbst wenn
er als Gremium die Finanzplanung
nicht selber zu betreiben hat [37].
Zumindest die Festlegung der zu errei-
chenden finanziellen Ziele (Erträge,
Aufwendungen, Investitionen und
Desinvestitionen, Mittelbeschaffung,
Anlage der überschüssigen Mittel)
muss als spezifisch unternehmerische
Entscheidungen beim Verwaltungsrat
bleiben. Damit die Revisionsstelle
nicht unzulässigerweise Verwaltungs-
ratsaufgaben oder zu ihrer Unabhän-
gigkeit bzw. ihren gesetzlichen Kon-
trollaufgaben in Widersprach stehende
Funktionen wahrnimmt, müsste sie
sich wohl auf die Beratung in rein tech-
nischer Hmsicht sowie auf die rein aus-
führende Darstellung der einzelnen
Finanzteilpläne beschränken.

4. Einsichts- und Auskunftsrecht

Damit die Revisionsstelle ihren gesetz-
lichen Prüfungspflichten überhaupt
genügend nachkommen kann, hat ihr
der Verwaltungsrat alle für diese Prü-
fung erforderlichen Unterlagen zu über-
geben und ihr die benötigten Auskünf-
te zu erteilen (Art. 728 Abs. 2 OR). Die
Revisionsstelle hat als Gesellschafts-
organ ihre Aufgaben mit aller Sorgfalt
zu erfüllen und die Interessen der
Gesellschaft in guten Treuen zu wahren
(Art. 717 Abs. l OR analog). Daher
wandelt sich das ihr im Rahmen der
gesetzlichen Prüfung zustehende Infor-
mationsrecht zu einer Informations-

Pflicht, der sie mit allem Nachdruck
nachzukommen hat.

Die Revisionsstelle dürfte daher
nicht gleich zurücktreten, sondern
hätte einem säumigen Verwaltungs-
rat vorerst Frist anzusetzen und allen-

falls im Rahmen ihrer Berichterstat-
tungspflicht die Generalversammlung
zu informieren (Art. 729b Abs. l a. E.

OR).
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5. Rücktrittsrecht und seine Folgen

Verweigert oder erschwert der Verwal-

tungsrat unbegründeterweise und trotz
entsprechender Abmahnung, allenfalls
wiederholt, seine Pflichten gegenüber
der Revisionsstelle, kann diese ihm -
auch während ihrer Amtsdauer - den
begründeten Rücktritt erklären. Da der
Verwaltungsrat diese Rücktrittsgründe
der nächsten Generalversammlung
mitzuteilen hat (Art. 727e Abs. 2 OR)
und der Rücktritt eine Publikation im
Schweizerischen Handelsamtsblatt aus-
löst (vgl. Art. 727e Abs. 4 OR), also wei-
teren Kreisen bekannt wird, sind vor-

erst die Aktionäre in ihrer Aufsichts-
funktion gefordert. Gemäss dem analog
anwendbaren Regelungsgedanken von
Art. 404 Abs. 2 OR darf der Revisor
allerdings nicht zur Unzeit, d.h. nicht in
der kritischen Zeitspanne vor der
Generalversammlung oder während
ihres Verlaufs, zurücktreten [38].

Bei kleineren und mittleren Unter-
nehmen ist indessen häufig von der
Identität der Aktionäre und der Ver-
waltung auszugeben. Die Aufsicht
durch die Aktionäre ist in solchen Fäl-
len fraglich. Es besteht die Gefahr, dass
die gleichen Gründe, die zum Rücktritt
der Revisionsgesellschaft geführt
haben, auch die Bestellung einer neuen
Revisionsstelle verhindern. Das ent-

sprechende Rechtsproblem ist wie
folgt zu lösen.

a) Nach Art.727e Abs.4 OR kann die
Revisionsstelle selber die Löschung
ihrer Organfunktion im Handelsregi-
ster anmelden, wenn dies nicht innert

30 Tagen durch den Verwaltungsrat
erfolgt. Damit ist vorerst sichergestellt,
dass der Handelsregisterführer in
jedem Fall Kenntnis davon erhält, dass
die AG zur Zeit über keine Revisions-
stelle verfügt.Nach Art.727f OR hat

hernach der Handelsregisterfiihrer um-
gehend der Gesellschaft Frist anzuset-
zen zur Wiederherstellung des gesetz-
massigen Zustandes. Wird auch innert
dieser Frist keine Revisionsstelle ge-
wählt, so stellt der Handelsregisterfüh-
rer dem Richter Antrag auf Ernennung
einer Revisionsstelle.

Bei der Ernennung einer Revisions-
stelle von Gesetzes wegen tritt der Ent-
scheid des Richters an die Stelle der
fehlenden Willenserklärung der rechts-
widrig organisierten juristischen Per-
san. Das dabei angestrebte Zustande-

kommen eines Auftragsverhältnisses
zwischen der Gesellschaft und der
Revisionsstelle scheitert jedoch fak-
tisch stets dann, wenn die dafür
benötigten Mittel zugunsten der Revi-
sionsstelle von der Gesellschaft nicht
zur Verfügung gestellt werden. Keine
Revisionsstelle wird ohne Entgelt ein
Mandat annehmen und die Reviso-

rentätigkeit aufnehmen. Für diesen Fall
hat der Richter Vorkehrungen zu tref-
fen, damit der zu ernennenden Revi-

sionsstelle für die Entschädigung ihrer
Bemühungen genügend Sicherheit
geleistet wird. Leistet der Verwaltungs-
rat den Vorschuss nicht, so hat der
Richter die weiteren Massnahmen
gemäss Antrag des Handelsregister-
führers anzuordnen.

b) Bereits die Fristansetzung des Han-
delsregisterführers an die säumige
Gesellschaft zur Wahl einer Revisions-
stelle durch die Generalversammlung
ist ein zu beachtendes gesetzliches
Zwangsmittel. In der Pflicht stehen
Verwaltungsräte und Aktionäre. Bleibt
dieses Zwangsmittel erfolglos, so sind
schärfere zivilrechtliche Massnahmen
angezeigt. Solche Massnahmen sind
nicht nur im Interesse der Aktionäre,
sondern auch der Gläubiger und der
Allgemeinheit gerechtfertigt. Ohne

Revisionsstelle fehlt der Aktiengesell-
schaft das interne Kontrollsystem im
Sinne der privatrechtlichen Aufsicht zur
rechtzeitigen Feststellung und kundi-
gen Prüfung der Überschuldung und
Zahlungsunfähigkeit des Unterneh-
mens. Unter systematischer Berück-

sichtigung des Konkursrechts, das die
zwingende Mitwirkung der Revisions-
stelle vorsieht (Art. 725 Abs. 2 OR),
rechtfertigt sich daher die schärfste
Zwangsmassnahme - die Auflösung
der Gesellschaft [39].

6. Hinweise auf gesetzliche
Pflichten des Verwaltungsrates

Ergibt sich bei der Prüfung der Jahres-
rechnung eine Unterbilanz im aktien-
rechtlichen Sinn, weil sowohl die Hälf-
te des Aktienkapitals als auch der all-
gemeinen gesetzlichen Reserve nicht
mehr durch das Vermögen der Aktien-
gesellschaft gedeckt sind, kann die
Revisionsstelle den Verwaltungsrat auf
seine Pflicht zur Einbemfung der Ge-
neralversammlung hinweisen und ihm
allenfalls gleichzeitig konkrete Sanie-
rungsmassnahmen vorschlagen; letzte-

re muss der Verwaltungsrat den
Aktionären im Falle einer Unterbilanz
ohnehin beantragen (Art. 725 Abs. l
OR).

Sobald sich in - allenfalls periodi-
sehen - Kontrollen zeigt, dass die For-

derungen der Gesellschaftsgläubiger
nicht mehr gedeckt sind, wird die Reyi-
sionsstelle den Verwaltungsrat auf seine
Pflicht zur Erstellung einer Zwischenbi-
lanz hinweisen; sie hat diese zu über-
prüfen und den Verwaltungsrat allen-
falls auf seine Pflicht zur Benachrich-
tigung des Richters hinzuweisen
(Art. 725 Abs. 2 OR). Bleibt der Ver-
waltungsrat untätig, ist die Revisions-
stelle gegebenenfalls (Art. 729b Abs. 2
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OR) selbst zur Hinteriegung der Zwi-
schenbilanz verpflichtet.

Hält die Revisionsstelle eine Sanie-
rung der überschuldeten Gesellschaft
für nicht völlig aussichtslos, kann sie
den Verwaltungsrat (oder einen Gläu-
biger) auf die Möglichkeit hinweisen,
dem Konkursrichter einen Antrag auf
Aufschub der Konkurseröffiwng bei
gleichzeitiger Vorlage eines ausgearbei-
teten Sanierungsplanes zu stellen (Art.
725a Abs. l OR).

7. Antrag auf Ernennung

eines Sachverständigen bzw.

Sonderprüfers

Die Generalversammlung kann zur

Prüfung der Geschäftsführung oder
einzelner ihrer Teile Sachverständige
ernennen (Art. 731 Abs. 2 OR). Diese
treten neben die Sonderprüfer und
nicht an deren Stelle [40].

Jeder Aktionär kann sodann der
Generalversammlung beantragen, be-

stimmte Sachverhalte durch eine Son-
derprüfung abklären zu lassen, sofern
dies zur Ausübung seiner Rechte erfor-
derlich ist und sofern er sein Auskunfts-
bzw. Einsichtsrecht bereits ausgeübt
hat (Art. 697a Abs. l OR). Die Ein-
setzung des Sonderprüfers erfolgt
auf Antrag der Gesellschaft, eines
Aktionärs oder einer qualifizierten
Aktionärsminderheit durch den Rich-
ter (Art. 697a Abs. 2, Art. 697b,
Art. 697c OR).

Ein selbständiges Antragsrecht der
Revisionsstelle an die Generalver-
Sammlung sieht das Aktienrecht hinge-
gen nicht ausdrücklich vor. Der Revi-
sionsstelle stehen diesbezüglich den-
noch Möglichkeiten offen:

a) Die Revisionsstelle hat der Gene-
ralversammlung über das Ergebnis
ihrer gesetzlichen Prüfungsaufgaben
schriftlich Bericht zu erstatten; im
Rahmen ihres Antrages auf Abnahme
oder Rückweisung der Jahresrechnung
(Art. 729 Abs. l OR) wird sie den
Aktionären eine entsprechend begrün-
dete Empfehlung aussprechen können,
sofern sie bestimmte Sachverhalte als
weiter untersuchungsbedürftig erach-
tet. Erhält ein Aktionär die Auskunft,

die für die Ausübung seiner Aktionärs-
rechte erforderlich sind, nicht oder nur
unzureichend, kann er nun selbst der

Generalversammlung beantragen, den

Sachverhalt mittels einer Sonder-
prüfung abklären zu lassen (Art. 697a
Abs. l OR).

b) Stellt die Revisionsstelle bei der
Durchführung ihrer Prüfung von Buch-
führung und Jahresrechnung Gesetzes-
oder Statutenverstösse fest, so meldet
sie dies schriftlich dem Verwaltungsrat
(Art. 729b Abs. l OR) und kann ihm
auch die Einsetzung eines Sachverstän-
digen oder die Durchführung einer
Sonderprüfung beantragen. Eine ent-
sprechende Empfehlung kann auch der
Erläuterungsbericht gemäss Art. 729a
OR enthalten [4l].

Der Verwaltungsrat wird, sofern er
dies für notwendig erachtet, im Rah-
men seiner Geschäftsführungsfunktion
(insbesondere seiner Oberleitung der
Gesellschaft sowie seiner Oberaufsicht
über die mit der Geschäftsführung
betrauten-'Personen, Art. 716a Abs. l

Ziff. l und 5 OR) die entsprechenden
Massnahmen selber anordnen (vgl.
Art. 716a Abs. 2 OR) oder der Gene-
ralversammlung einen entsprechenden
Antrag stellen. Er ist dabei direkt in sei-
ner Organverantwortlichkeit (Art. 754
OR) betroffen. Bei wichtigen Geset-
zes- oder Statutenverstössen, d.h.,

wenn die Gesellschaft oder Aktionäre
geschädigt worden sind, kann die
Revisionsstelle ihre Empfehlung zur
Einsetzung eines Sachverständigen
bzw. Sonderprüfers auch an die Gene-

ralversammlung richten (Art. 729b
Abs. l OR).

Der Antrag auf Durchfilhrung einer
Sonderprüfimg braucht (wie auch der-
jenige auf Einberufung einer ausseror-
deutlichen Generalversammlung) nicht
not\vendig als Verhandlungsgegenstand
auf der Traktandenliste aufgeführt zu
sein, damit darüber gültig beschlossen
werden kann (Art. 700 Abs. 3,2. Halb-
satz OR).

Das Gesetz schliesst es zwar nicht
ausdrücklich aus, die Revisionsstelle
selber zum Sonderprüfer zu machen,

doch dürfte nur selten so zu entschei-

den sein. Normalerweise entwickelt

sich im Lauf der Jahre zwischen Ver-

waltungsrat und Revisionsstelle eine
Zusammenarbeit, die sich fast notwen-

digerweise in einer gewissen gegen-
seitigen Befangenheit niederschlägt.
Übernahme nun die Revisionsstelle
einen solchen Auftrag, käme sie - auch

infolge ihrer eigenen solidarischen
Haftung als Organ - rasch in Interes-

senkonflikte, und das notwendigerwei-
se bestehende Vertrauensverhältnis
zum Verwaltungsrat würde allenfalls
unnötig belastet [42].

8. Einberufung der
Generalversammlung

Durch den Verwaltungsrat wird all-
jährlich innerhalb von sechs Monaten
nach Abschluss des Geschäftsjahres
eine ordentliche, je nach Bedürfnis eine
ausserordentliche Generalversamm-

lung einberufen (Art. 699 Abs. 2 OR);
das Einberufungsrecht steht auch einer
qualifizierten Aktionärsminderheit zu
(Art. 699 Abs. 3 l. Satz OR).

Eine Generalversammlung kann
allerdings auch durch die Revisions-
stelle einberufen werden (Art. 699
Abs. l OR). Diese Kompetenz stellt
nach dem Gesetzeswortlaut («nötigen-
falls«) ultima ratio eine Einberufungs-
Pflicht dar, welche nicht nur für Fälle
von schweren Gesetzes- bzw. Statuten-

Verletzungen (Art. 729b Abs. l OR)
und Untätigkeit des Verwaltungsrates
denkbar ist. Auch wenn der Ver-

waltungsrat seiner Pflicht auf jähr-
liche Einberufung der ordentlichen
(Art. 699 Abs. 2 OR) oder einer aus-
serordentlichen tm Falle einer Unterbi-
lanz (Art. 699 Abs. 2 OR in Verbindung
mit Art. 725 Abs. l OR) nicht nach-
kommt oder dies unnötig lange hinaus-
zögert, wird die Revisionsstelle die
Einberufung der Aktionäre selber vor-
nehmen bzw. müssen [43].

9. Sanierungsplan

Auf die Anzeige des Verwaltungsrates
hin hat der Richter bei tatsächlichem
Vorliegen einer Uberschuldung den
Konkurs zu eröffnen (Art. 725a Abs. l,
l. Satz OR).

Da sich jedoch die Gläubigerinteres-
sen nicht immer mit der Durchführung
des Konkurses am besten wahren

lassen, ist der Richter ermächtigt, die
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Konkurseröffnung aufzuschieben, so-

fern entweder der Verwaltungsrat oder
ein Gläubiger dem Gericht einen for-
mellen Sanierungsantrag stellen,
gleichzeitig einen ausgearbeiteten
Sanierungsplan einreichen und nach
der Beurteilung des Konkursrichters
begründete Aussicht auf dauerhafte
Sanierung der Gesellschaft innert nütz-
licher Frist besteht (Art. 725a Abs. l
2. Satz OR).

Die Revisionsstelle erscheint auf-
grund ihrer (zumindest in allgemeiner
Hinsicht vorausgesetzten) Befähigung
und Erfahrung, aber auch aufgrund
ihres Überblicks über die finanziellen
Bewegungen, die Vermögenslage und
deren Auswirkungen auf die Gesell-
schaft wie kein anderes Kontroll- und
Überwachungsinstrument geeignet, bei
der Erstellung eines Sanierungsplanes
mitzuwirken, sofern sie selber begrün-

dete Aussichten auf eine dauerhafte
wirtschaftliche Erholung der Gesell-
schaft sieht. Die Arbeit der Revisions-
stelle wird sich dabei zweckmässiger-
weise auf die finanzwirksame Seite des
Sanierungsplanes beschränken. Die
Ausarbeitung allenfalls ebenso drmgli-
eher organisatorischer, struktureller
und marktspezifischer Anpassungs-
massnahmen der Gesellschaft gehört
einerseits zum Aufgabenbereich des
Verwaltungsrates (Art. 716a Abs. l,
Art. '731 Abs. l OR) oder allenfalls
beauftragter Dritter (Art. 716b Abs. l
OR), anderseits dürften dafür sach-
verständige Dritte besser in der Lage
sein.

Der finanzspezifische Sanierungs-
plan soll die Gesamtheit aller betriebs-
wirtschaftlichen Massnahmen enthal-
ten, welche auf die Beseitigung vorab
der betriebsinternen Ursachen der
Finanznotlage gerichtet smd [44]. Er
muss möglichst umfassend, detailliert
und genügend dokumentiert sein, weil
der Richter einen begründbaren Ent-
scheid über den Konkursaufschub und
die Sanierungsfähigkeit der überschul-
deten Gesellschaft treffen können
muss. Die vorgeschlagenen finanziel-

len M^assnahmen müssen geeignet sein,

eine dauerhafte Gesundung des Unter-
nehmens herbeizuführen; bloss bilanz-
technische Sanierungsmassnahmen, wie

sie in den Art. 669f OR geregelt sind,
reichen dabei nicht mehr [45].

Der Sanierungsplan kann insbe-

sondere folgende Massnahmen umfas-

sen:

- Liquidation von Eventualverpflich-
tungen, z. B. Verzicht von Drittgläu-

bigern auf Bürgschaften der Gesell-
schaft zugunsten von Drittschuld-
nern;

- teilweiser oder vollständiger Forde-
rungsverzicht von Gesellschaftsgläu-
bigern;

- qualifizierter Rangrücktritt, verbun-
den mit einer Stundung;

- Aktionärsdarlehen mit Rangrück-
tritt und Stundung;

- Eintritt von Gläubigern als Aktio-

näre;
- aussergerichtlicher Nachlassvertrag;
- Stundung von Forderungen;

- Bürgschaften Dritter zugunsten der
Gesellschaft;

- Genussscheinausgabe (Art. 657 OR);
- Kapitalherabsetzung und -wiederer-

höhung im gleichen Umfang mit
voller Liberierung (BGE 102 I b 23,
86 II 78 ff.);

- Erhöhung des Grundkapitals mit
Zufluss neuer Mittel (Ausgabe neuer
Aktien, Erhöhung des Nennwertes
der vorhandenen Aktien);
Umwandlung in der Struktur des
Fremdkapitals (Verringerung der
kurzfristigen, Erhöhung der langfri-
stigen Schulden);

- Übernahme durch eine andere

Gesellschaft mit Aktiven und Passi-
ven.

Die einzelnen Massnahmen sollten
nach Möglichkeit kombiniert in ein
Gesamtkonzept integriert sein. Zu den
einzelnen Massnahmen und Empfeh-

lungen im Rahmen eines Gesamtkon-
zeptes gehören auch eine Prioritäten-
Ordnung sowie zeitliche Zielvorgaben.
Ausdrücklich ist allerdings festzuhal-
ten, dass es nicht die gesetzliche Ver-
antwortung der Revisionsstelle ist, für
die Verhinderung von Kapitalverlusten
und Uberschuldungen besorgt zu sein
oder gar Sanierungsmassnahmen selbst
durchzuführen. Hier bleibt die Ver-
antwortung ausschliesslich beim Ver-
waltungsrat. Anderseits wu'd die

Revisionsstelle nicht darum herum
kommen, die Wirksamkeit von Sanie-
rungsmassnahmen und die Gültigkeit
von Rangrücktnttsvereinbarungen zu
prüfen [46].

E. Schlussbetrachhmg

Die Revisionsstelle trägt unter dem
revidierten Aktienrecht eine noch
höhere Verantwortung, will sie nur
schon den gesetzlichen Umfang ihres
Prüfungsauftrages sorgfältig erfüllen.
Von Gesetzes wegen hat sie im wesent-

lichen eine reine Legalitäts- und Statu-
tenkontrolle sowie verschiedene Aus-

kunfts- und Anzeigepflichten zu erfül-
len. Daneben könnte sie jedoch ihre
Sachkenntnisse und ihr Verständnis für
die allgemeinen und gesellschaftsspezi-
fischen finanziellen Zusammenhänge
vermehrt in den Dienst der Aktienge-
sellschaft stellen, in erster Linie im
Interesse der Kapitalanleger und der
Kreditgeber (Gesellschaftsgläubiger).
Nicht ausseracht zu lassen ist aber
auch, dass die Tätigkeiten der Revi-
sionsstelle auch den Arbeitnehmern,
der Fortführung des Unternehmens
und damit letztlich der Gesamtwirt-
schaft dienen.

Die konjunkturbedingten strukturel-
len Anpassungsprozesse in zahlreichen
Wirtschaftsbereichen, welche vor allem
kleinere Gesellschaften eüiem wach-
senden finanziellen Risiko unterwer-
fen, stellen an die Verantwortung und
an die Sachkenntnisse der Revisoren
immer grössere Anforderungen. Sie zu
erfüllen erfordert neben einem ver-

mehrten Tätigwerden im Interesse der
Aktiengesellschaft auch ausserhalb des
gesetzlichen Minimalrahmens ein brei-
teres und vertieftes Fachwissen. Insbe-

sondere Revisoren ohne besonderen

Fähigkeitsausweis werden ihre Aus-
und Weiterbildung den weittragenden
Folgen einer aktienrechtlichen Pflicht-
Verletzung anzupassen haben. Dabei
könnten die in der Verordnung über
die fachlichen Anforderungen an
besonders befähigte Revisoren vom
15. Juni 1992 umschriebenen Qualifi-
kationen auch für sie richtungsweisend
werden (SR 221.302). ^

Anmerkungen

Der vorliegende Aufsatz nimmt Bezug auf
den Vortrag vor der Treuhand-Kammer vom
20. April 1993. Er referiert in überarbeiteter Fas-
sung die Praxis des Zürcher Konkursrichters
1992-1994 nach Inkrafttreten der Aktienrechts-
reform vom l. Juli 1992. Die vertretenen Rechts-
meinungen sind persönlicher Natur und können
nicht der Funktion einer Amtsstelle zugerechnet
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Alexander Brunner, Handlungsalternativen der Revisionsstelle bei Oberschuldung

werden. Der Autor dankt seinem vormaligen
Mitarbeiter F. Schlegel für die Mitarbeit.
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•RESUME-

Possibilites de Forgane de revision lors du
surendettement cTune societe anonyme

L'economie repose sur des entreprises

saines. En plus de la realisation de crite-
res specifiques ä l'economie d'entrepri-
se, cet objectif ne peut etre attemt
qu'en exigeant le respect de regles nor-

matives, fbcees par le legislateur. Le
legislateur, se basant sur l'interet legi-

time de la communaute, doit ainsi creer

un contrepoids aux puissants interets

prives, dans le cadre du cycle economi-

que. La forme juridique des entrepri-
ses, soit le droit des societes anonymes,

a donc comme prmcipal objectif de
representer un contrepoids aux mterets

economiques legitimes.

Le nouveau droit des SA tient
düment compte de ces considerations.

Les nouvelles normes relatives ä la pre-

sentation des comptes ont ameliore la

protection des actionnaires et des

creanciers (qu'ils soient investisseurs,

fournisseurs ou employes) et ont nota-

blement ren&rce les mesures de sur-

veillance de droit prive (revision). Il
appartient en pratique aux organes de
revision des societes anonymes de rem-

plir ce röle, en raison de leur activite
mdependante de la cürection de l'en-

treprise. Ceux-ci remplissent donc une

täche essentielle pour assurer le main-

tien d'entreprises sames.

Dans cette optique, l'article traite des
täches particuüeres de l'organe de revi-

sion dans le cadre du nouveau droit des
SA et de son reglement d'execution, en

cas de menace de perte de patrimome
d'une entreprise. Parallelement aux

obligations legales lors d'un surendet-
tement et ä la responsabüite du revi-
seur, on enumere les possibilites, tant

generales que particulieres, qui s'of-
frent ä l'organe de revision dans le cas
du surendettement d'une societe ano-

nyme.

D ans le cadre du nouveau doit des
SA, l'organe de revision assume en

effet une grande responsabilite, ae
serait-ce que dans l'execution con-

sciencieuse de san mandat legal de con-

tröle. Du strict pomt de vue de la loi, il
doit en fait assurer un controle des dis-

positions legales et statutaires et rem-

plir, par ailleurs, diverses exigences
d'informations et d'annonces. Il devrait

cependant mettre, en outre, ä la dis-

Position de la societe anonyme ses
connaissances professionnelles et ses

competences en matiere de com-

prehension des relations financieres,
tant sur le plan general que sur le plan
specifique de la societe, ceci en premier
lieu dans l'interet des investisseurs et

des creanciers, ainsi que des employes,

mais aussi, en fin de compte, dans

l'interet general de l'economie.

AB/HL
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